
Neuer Arzt 
für Savognin

Im Spital Savognin
wird ab 13. Dezember 
Stefano Corrá als neu-
er Co-Chefarzt tätig
sein. Er löst seinen
langjährigen Vorgän-

ger Cyrill Beeler ab, der neu in den Ver-
waltungsrat wechselt.Corrá stösst zum 
Leitungsteam mit Stephan Remer, Mar-
tin Staritz und Andreas Hirn dazu.

Der 52-Jährige ist Facharzt für
Allgemein- und Viszeralchirurgie.
Auch besitzt er einen Facharzttitel in
medizinischer Genetik. Momentan ist
Corrá als Leitender Oberarzt der inter-
disziplinären Notaufnahme im Regio-
nalkrankenhaus Bozen im Südtirol
tätig.

Laut einer Medienmitteilung des
Gesundheitszentrums Savognin wird
er nebst seiner chirurgischen Tätigkeit 
auch Sprechstunden als Hausarzt an-
bieten. Der verheiratete Vater zweier 
Kinder spricht Deutsch, Italienisch und
Englisch. Der neue Co-Chefarzt will
sich zu einem späteren Zeitpunkt per-
sönlich der Bevölkerung vorstellen. (so)
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Keine Seilbahnen durch Schutzgebiete
Mehrere Umweltverbände kritisieren die geplanten Erweiterungen der Skigebiete in Scuol und Samnaun.
Sie fordern die Bündner Regierung dazu auf, der Sache einen Riegel vorzuschieben.

von Véronique Ruppenthal

Gleich vier Umweltverbände bekämp-
fen gemeinsam den Ausbau von Bünd-
ner Skigebieten. Die in den Winter-
sportgebieten Scuol und Samnaun ge-
planten Erweiterungen sind laut den 
Umweltverbänden Pro Natura und
WWF Graubünden, Mountain Wilder-
ness sowie der Stiftung Landschafts-
schutz Schweiz nicht mehr zeitge-
mäss. Dies geht in einer gestern ver-
sandten gemeinsamen Medienmittei-
lung der Verbände hervor.

Die Umweltschützer fordern die
Bündner Regierung auf, von der Er-
weiterung der Skigebiete in Scuol und 
Samnaun abzusehen. Die geplanten
Bahnen und Pisten würden wertvolle 
Naturräume und geschützte Land-
schaften zerstören, heisst es weiter.
Deshalb appellieren die vier Verbände
an die Exekutive, die entsprechenden 
Anpassungen der regionalen Richtplä-

ne im Engadin nicht zu genehmigen.
Die Anpassungen im regionalen Richt-
plan sind die raumplanerischen
Grundlagen für den Ausbau der Skige-
biete.

Ausbau nicht zukunftsfähig
Die Erweiterung der Wintersportge-
biete ist laut den Umweltverbänden 
aus drei Gründen nicht mehr zu-
kunftsfähig: Erstens würden aufgrund

des Klimawandels die Temperaturen 
in den Alpen bis ins Jahr 2100 um 
rund zehn Grad steigen. Auf 3000 Me-
tern über Meer herrschten dann
Schneeverhältnisse wie heute auf
1400 Metern Höhe.

Zweitens würde dies den Einsatz 
von künstlichen Beschneiungsanla-
gen erhöhen, was den Energiever-
brauch noch weiter ansteigen liesse.
Schon heute entspreche die ver-
brauchte Energie, die in der Schweiz 
zur Herstellung von Kunstschnee be-
nötigt werde, dem Strombedarf von 
188000 2-Personen-Haushalten und
dem Wasserverbrauch der Stadt Bern 
für ein ganzes Jahr.

Drittens hätten sich die Konsum-
gewohnheiten der Leute verändert.
Aufgrund des starken Frankens und 
einer tendenziell älteren Bevölkerung 
sei der Skisport kein Wachstums-
markt mehr, sind die Umweltverbän-
de überzeugt.

Aus diesen drei Gründen sei der 
Ausbau von Skigebieten heute nicht 
mehr zeitgemäss.

Geplante Bahnen vs. Naturschutz
Im schweizerisch-österreichischen Ski-
gebiet Samnaun/Ischgl sollen bereits 
2020 vier neue Bahnen in Betrieb ge-
nommen werden. Dazu müsste man 
jedoch ein Landschaftsschutzgebiet
aufheben, wie die Umweltverbände
schreiben.

Zudem wolle Scuol sein Skigebiet 
mit zwei Bahnen erweitern. Damit
würde ein wichtiges Einstandsgebiet 
von geschützten Tieren erschlossen.

Die Vision von Scuol ist gemäss
den Verbänden die Verbindung nach 
Ischgl: Eine fast neun Kilometer lange 
Pendelbahn soll die beiden Skigebiete 
Scuol und Samnaun verbinden. Die 
Bahn würde durch eine geschützte na-
tionale Moorlandschaft führen, heisst 
es in der Medienmitteilung weiter.

Eine fast neun 
Kilometer lange 
Pendelbahn würde 
durch eine 
geschützte 
Moorlandschaft 
führen.

Spiel mit 
dem Feuer
Wer massvolle Verände-
rung in der Jagd verhin-
dert, spielt den radikalen 
Jagdgegnern in die Hände.

Ein Kommentar
von Stefan Bisculm, 
Regionalredaktor 

Politiker und Jagdvertreter
schlagen im Vorfeld der gross-
rätlichen Jagddebatte so viele 

Haken, dass einem schwindlig werden 
könnte. Gestern noch Anstosser eines 
teilrevidierten Jagdgesetzes, zeigen sie 
heute diesem die kalte Schulter und 
wollen nicht einmal mehr auf das 
Geschäft eintreten.

Dabei hatte doch die Jägerfraktion 
den Startschuss für eine Jagdgesetz-
revision gegeben. Aus Angst vor den 
Sonderjagdgegnern hatte sie einen 
Antrag für eine Oktoberjagd gestellt.
In der Zwischenzeit wurde die Jäger-
fraktion von der Jägerbasis aber zu-
rückgepfiffen.

Es ist offensichtlich: Die Jäger und 
ihre Sympathisanten treten wieder 
selbstbewusster auf. Sie machen nicht 
mehr den Eindruck, als würden sie 
sich vor den Jagdgegnern im Allge-
meinen und den Sonderjagdgegnern 
im Besonderen fürchten. Die Teilrevi-
sion des Jagdgesetzes hat mit der Ein-
führung einer Promillegrenze wäh-
rend der Ausübung der Jagd und der 
Abschaffung der Fallenjagd populäre 
Anliegen der Volksinitiative «Für eine 
naturverträgliche und ethische Jagd».
im neuen Gesetz aufgenommen. Dies 
war ein Zugeständnis und hätte zur 
Modernisierung der Bündner Jagd 
beigetragen. Selbst in Jägerkreisen 
stiessen diese Änderungen auf Zu-
stimmung. Der Initiative, die in vielen 
Punkten noch viel grössere Einschrän-
kungen für die Bündner Patentjagd 
verlangt, wären damit die spitzesten 
Zähne gezogen worden.

Die Initianten dürften ihre Freude 
haben an der neuen Alles-oder-
nichts-Strategie der Jagdvertreter
und ihnen zugewandten Politiker.
Denn ihre Chancen im Abstimmungs-
kampf können sich dadurch nur ver-
bessern.

Kontaktieren Sie unseren Autor:
stefan.bisculm@somedia.ch

Bei der Bündner Jagd soll 
alles bleiben, wie es ist
Nächste Woche diskutiert das Kantonsparlament über die Teilrevision des kantonalen Jagdgesetzes. Wobei das 
so sicher auch wieder nicht ist – die Mehrheit der Grossräte will auf die Debatte gar nicht erst eintreten.

von Pierina Hassler 

G rossrat Christian Kasper
und seine Jägerfraktion
reichten in der Februar-
session 2015 einen Auf-
trag ein, die Jagd in den 

Oktober hinein zu verlängern. Die Re-
gierung nahm dies mit Einschränkun-
gen entgegen. Unter anderem sollte 
der Rechtsstreit über die Sonderjagd-
initiative abgewartet werden. Nächste 
Woche ist es so weit: Die Teilrevision 
des kantonalen Jagdgesetzes wird in 
der Oktobersession diskutiert. Oder
auch nicht, denn viele Grossräte, an 
vorderster Front die Jägerfraktion sel-
ber, wollen auf die Debatte gar nicht 
eintreten. Und das würde heissen – 
das Gesetz ist vom Tisch.

Jäger gegen Jagdverlängerung
Was ist passiert bei der Jägerfraktion
im Grossen Rat? Vor gut einem Jahr
wollten sie die Jagd noch verlängern
und jetzt ist plötzlich alles anders?
Zum SRF-Regionaljournal-Graubün-
den sagte Jägerfraktions-Präsident
Kasper klipp und klar: «Die Jägerfrak-
tion hat Nichteintreten beschlossen.»
Im Detail wolle man das Jagdgesetz
gar nicht beraten. Einerseits, weil die
Regierung ihre Ideen nicht richtig
aufgenommen habe und anderer-
seits, weil man selber gemerkt habe,
dass so eine Oktoberjagd bei den
Bündner Jägern gar nicht gut ankom-
me. Da hat er recht: «Mit rund 86 Pro-
zent haben die Sektionen des Bünd-
ner kantonalen Patentjäger-Verban-
des die Oktoberjagd abgelehnt», sagt
deren Präsident Robert Brunold. Er
präzisiert: «Alle anderen Anliegen
wie Alkoholmissbrauch oder Fallen-
verbot sind von uns aber angenom-
men worden.»

FDP und BDP für Nichteintreten
FDP und BDP schliessen sich nächste 
Woche der Jägerfraktion an. Die FDP 
begründet dies so: Die Teilrevision
komme zu einem unglücklichen Zeit-
punkt. Unglücklich deshalb, weil bei 
der Jagd gerade viel unklar sei. Es

steht tatsächlich einiges zum Thema 
an: Die Sonderjagdinitiative liegt in 
Lausanne beim Bundesgericht auf
dem Tisch. Es muss abgeklärt werden,
ob sie tatsächlich ungültig ist, wie das 
der Grosse Rat letztes Jahr entschie-
den hat. Dann steht auch noch die Re-
vision des eidgenössischen Jagdgeset-

zes an. Und zu guter Letzt ist da noch 
die Initiative «Für eine ethische und 
naturverträgliche Jagd». Dessen Bera-
tung ebenfalls auf der Traktanden-
liste der Oktobersession steht.

Bei der BDP tönt es ähnlich. Auch 
sie will auf die Debatte nicht eintre-
ten, weil noch zu viel anstehen wür-

den. Die SVP wird sich zum Thema 
erst am Montag äussern.

CVP und SP für Eintreten
Anders die Haltung der CVP. In einer 
Mitteilung schreibt die Partei, der An-
trag der Jägerfraktion, wonach auf die 
Vorlage gar nicht erst eingetreten wer-
den muss, stosse bei der CVP auf Un-
verständnis. «Wir sind der Meinung,
dass es richtig ist, über die heiklen 
Punkte des Jagdgesetzes, nämlich Al-
kohol, Gästekarten und Oktoberjagd,
zu diskutieren.» Die SP betont, die Be-
handlung der Initiative «Für eine na-
turverträgliche und ethische Jagd»
könne aufgrund von Fristen nicht auf-
geschoben werden. «Es ist darum
wichtig, dass die Bündner Politik Lö-
sungen aufzeigt», sagt SP-Präsident
Philipp Wilhelm.

Brunold ist überzeugt, die Bündner 
Jagd stehe so oder so vor einer noch 
nie dagewesenen Herausforderung.
Zum eigenen Publikationsorgan
«Bündner Jäger» sagte er: «Die Schul-
digen sind leider in den eigenen Rei-
hen zu orten.» Die Sonderjagdinitiati-
ve habe die Einigkeit unter der Jäger-
schaft kurzzeitig geschwächt und
dadurch die Gegner der Jagd auf den 
Plan gebracht. Die Jägerfraktion
des Grossen Rates hätte gerade des-
halb die Oktoberjagd vorgeschlagen.
«Man dachte, mit zusätzlichen Jagd-
tagen könne man die Sonderjagdgeg-
ner vor dem Gang ans Bundesgericht 
aufhalten. Aber jetzt müssen wir
keinen Kompromiss mehr finden», so 
Brunold.

Zu keinen Kompromissen bereit: Mit rund 86 Prozent haben die Jäger die Oktoberjagd 
abgelehnt.  Bild Yanik Bürkli

«Es ist wichtig,
dass die Bündner 
Politik Lösungen 
aufzeigt.»
Philipp Wilhelm 
Präsident SP Graubünden


